
unter III — Aufgaben der Revision —: „Die Revision 
ist die operative Kontrolle am Objekt. Sie muß tief 
in die ökonomische Tätigkeit und die Betriebs­
organisation der Genossenschaft eindringen.“ Die durch 
die Revision entstehenden Auslagen werden von der 
VdgB getragen. Dieser umfassenden Prüfungspflicht 
ist der Bezirksvorstand der VdgB (BHG) nicht nach­
gekommen. Die Vernehmung des Sachverständigen in 
der Hauptverhandlung vor dem Kreisgericht ergab, daß 
Revisionen zwar jährlich durchgeführt wurden, wie es 
in den Richtlinien unter V — Revisionsgrundsätze, 
Buchst. A — gefordert wird; es wurden jedoch nur 
stichprobenartige Prüfungen vorgenommen, das Buch­
werk somit nicht einer genauen Kontrolle unterzogen.

Die nunmehr durchgeführte umfassende Revision 
wurde also notwendig, weil der Bezirksvorstand in den 
vergangenen Jahren seinen Kontrollpflichten nicht ge­
nügte und infolgedessen die Unterschlagungen durch 
den Angeklagten nicht entdeckt wurden. Die Tiefen­
prüfung wurde somit nicht wegen der Unterschla­
gungen notwendig, sondern die festgestellten Ver­
fehlungen des Angeklagten waren Anlaß dazu, den 
Bezirksvorstand auf seine Pflicht zur regelmäßigen 
umfassenden Revision hinzuweisen. Da somit die 
strafbaren Handlungen des Angeklagten nicht ursäch­
lich für die notwendige Revision waren, durfte der 
Angeklagte auch nicht im zivilrechtlichen Anschluß­
verfahren zum Ersatz der Revisionskosten verurteilt 
werden.

Das Kreisgericht hat den Zusammenhang zwischen 
strafbarer Handlung und Entstehen der Revisions­
kosten nicht geprüft und ist deshalb zu einer fehler­
haften Entscheidung gekommen. Es hätte den Schadens­
ersatzantrag der VdgB (BHG) insoweit ablehnen 
müssen.

Das Urteil des Kreisgeridits war daher im be­
antragten Umfange abzuändern.

Zivil- und Familienrechi
§ 9 EheVO; §§ 11, 13 EheVerfO; § 1866 BGB; § 148 

ZPO.
Ist nach den persönlichen Eigenschaften und Fähig­

keiten der zu scheidenden Eltern das künftige Wohl der 
Kinder bei der Übertragung des Sorgerechts auf den 
einen oder den anderen Elternteil gefährdet, dann ist 
das Verfahren zur Entziehung des Sorgerechts gegen­
über beiden Elternteilen einzuleiten. Eine Entscheidung 
über das Sorgerecht darf nicht unterbleiben. Bis zur 
Entscheidung durch den Rat des Kreises ist das Schei­
dungsverfahren auszusetzen.

OG, Urt. vom 1. Oktober 1959 - 1 ZzF 38/59.
Durch Urteil des Kriedsigerichts St. vom 28. Juli 1958 ist 

die am 23. Dezember 1952 geschlossene Ehe der Parteien 
geschieden worden. Die Parteien haben zwei minderjährige 
eheliche Kinder. In der Urteilsformel des Scheidungs­
urteils wird erklärt, daß hinsichtlich des Sorgerechts für 
diese beiden Kinder keine Entscheidung getroffen werde. 
Begründet wird dies damit, daß beide Eltern nicht geeignet 
seien, die Sorge für die Kinder zu übernehmen, die Mutter 
deshalb nicht, weil sie wegen „ständiger Diebstähle“ vor­
bestraft sei und zur Zeit des Urteilserlasses eine über sie 
im Jahre 1957 verhängte Strafe von zwei Jahren und sechs 
Monaten Zuchthaus verbüße, der Vater deshalb nicht, weil 
er, wie sich aus der Stellungnahme des Rates des Kreises 
ergebe, weder für den Sohn noch für die Tochter großes 
Interesse habe.

Auf den Kassationsantrag das Genaralstaatsanwalts hat 
das Oberste Gericht das kreisgerichtliche Urteil insoweit 
aufgehoben, als es erklärt, daß hinsichtlich der elterlichen 
Sorge für die beiden minderjährigen ehelichen Kinder der 
Parteien keine Entscheidung gefällt werde. Das Oberste 
Gericht hat die Sache zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung über das Sorgenecht für die beiden Kinder 
und den ihnen zu gewährenden Unterhalt an das Kreds- 
gericht zurückverwiesen.

Aus den G r ü n d e n :
Das Urteil des Kreisgerichts verstößt, soweit es eine 

Entscheidung über das Sorgerecht ablehnt und damit 
zugleich auch von der Regelung der Unterhaltspflicht 
beider Eltern gegenüber ihren Kindern absieht, gröb­
lich gegen den Grundsatz unseres geltenden Eherechts,

daß, wenn die Ehe der Eltern geschieden werden muß, 
das Gericht zugleich eine möglichst endgültige Ent­
scheidung über das Sorgerecht zu treffen hat, die das 
künftige Wohlergehen, d. h. die Entwicklung und Er­
ziehung der Kinder zu gesunden, verantwortungsbe­
wußten Menschen im Sinne unserer Gesellschaftsord­
nung, gewährleistet.

§ 9 EheVO sieht dies ausdrücklich vor und verlangt 
daher zugleich mit dem Ausspruch der Scheidung der 
Ehe eine Bestimmung darüber, welchem Ehegatten die 
elterliche Sorge zu übertragen und von welchem Eltern­
teil den Kindern Unterhalt zu leisten ist. Diese Ent­
scheidung kann nur dann dem Wohle der Kinder 
dienen, wenn sie, wie sich dies auch aus § 11 EheVerfO 
ergibt, auf Grund einer im Einvernehmen mit dem Rat 
des Kreises, Abteilung Jugendhilfe und Heimerziehung, 
anzustellenden gründlichen Untersuchung der persön­
lichen Eigenschaften und Fähigkeiten der Eltern, ihrer 
gegenwärtigen und, soweit voraussehbar, auch künf­
tigen Lebens- und Erwerbsverhältnisse getroffen wird.

Wie diese Untersuchung im einzelnen Fall durchzu­
führen ist, bleibt dem pflichtmäßigen Ermessen des 
Gerichts überlassen. Bei einfachen, im wesentlichen 
leicht zu überblickenden Fällen kann eine schriftliche 
Stellungnahme der Jugendbehörde genügen, um die er­
forderliche allseitige Klarheit zu schaffen. Wenn aber, 
wie im vorliegenden Fall, außergewöhnliche Umstände 
vorliegen — Straffälligkeit der Mutter, dauernde durch 
das Arbeitsverhältnis bedingte Abwesenheit des Vaters 
vom Hause —, wird es geboten sein, den verantwort­
lichen Sachbearbeiter des Rates des Kreises persönlich, 
soweit tunlich sogar in Gegenwart beider Elternteile, 
zu hören, um wirklich zuverlässige Grundlagen für die 
Entscheidung zu gewinnen. Das Kreisgericht hätte er­
kennen müssen, daß die bisher allein vorliegende 
schriftliche Stellungnahme der zuständigen Abteilung 
Jugendhilfe vom 13. Mai 1958 den an sie zu stellenden 
Anforderungen nicht genügte, weil sie allzu viele we­
sentliche Fragen — betreffend den künftigen Aufenthalt 
der Kinder, die zukünftige Gestaltung der Lebensver­
hältnisse der Eltern, persönliche Eigenschaften der 
Mutter, Leumund des Vaters — offen läßt. Dabei bleibt 
zugleich ungeklärt, ob nicht, ungeachtet der, wie zu­
zugeben ist, zunächst stark hervortretenden Bedenken, 
dennoch eine Entscheidung gefunden werden könnte, 
bei der das natürliche Recht der Eltern oder doch eines 
Elternteils, persönlich für das Wohl seines Kindes zu 
sorgen, soweit wie möglich gewahrt bliebe.

Sollten aber die anzustellenden Ermittlungen er­
geben, daß das künftige Wohl der Kinder gefährdet 
würde, wenn die Sorge dem einen oder anderen Eltern­
teil übertragen würde, dann bliebe nur der Weg übrig, 
auf Grund von § 1666 BGB die Einleitung des Ver­
fahrens zur Entziehung des Sorgerechts gegenüber 
beiden Elternteilen zu veranlassen und bis zur Ent­
scheidung hierüber das Scheidungsverfahren gemäß 
§ 148 ZPO auszusetzen. In jedem Fall aber muß auch 
die der endgültig geklärten Sachlage entsprechende 
Entscheidung über den Unterhalt der Kinder zugleidi 
mit dem Scheidungsausspruch erlassen werden. Auch 
hierfür müssen mit gleicher Sorgfalt und Gründlich­
keit alle erforderlichen Voraussetzungen erörtert und 
geklärt werden.

\

A n m e r k u n g :  Vgl. hierzu auch das XJrteil des 
Obersten Gerichts vom 29. Oktober 1957 — 1 Zz 179/57 — 
(NJ 1958 S. 141). D. Red.

Art. 7 der Verfassung; § 9 EheVO.
Bei der Sorgerechtsentscheidung im Eheprozeß muß 

sich das Gericht von der Perspektive der Frauen im 
Sozialismus leiten lassen und von der Bereitwilligkeit 
der Mutter, sich zu entwickeln.

KG, Urt. vom 14. September 1959 — Zz 18/59.
Die im Jahre 1956 geschlossene Ehe der Parteien wurde 

durch das Stadtbezirksgericht T. geschieden. Das Sorgerecht 
für das gemeinsame 2jährige Kind der Parteien wurde dem 
Verklagten übertragen und die Klägerin zur Zahlung eines 
monatlichen Unterhaltsbeitrags von 20 DM verurteilt.

Zur Begründung der Sorgerechtsentscheidung hat das 
Stadtbezirksgericht ausgeführt, daß die im Zeitpunkt der 
Scheidung 21jährige Mutter noch zu labil sei, um die ge-
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